
Absatzhilfe spricht des Weiteren ein Vergleich mit der Beihilfe
zum Absetzen. Hier ist ein Versuch der Beihilfe zur (versuchten
oder vollendeten) Haupttat stets straflos. Versucht der Gehilfe
demnach den Vort�ter zu unterst�tzen, so ist er wegen versuch-
ter Absatzhilfe zu bestrafen, w�hrend er im Falle eines Hehlers
straffrei bliebe.

Die historische Auslegung

Des Weiteren ist die Entstehungsgeschichte zu ber�cksichtigen.
Dem Merkmal »absetzen hilft« sollte nach dem Willen des Ge-
setzgebers eine Erg�nzungsfunktion zukommen, indem es den
Anwendungsbereich der Bestimmung insofern erweitern sollte,
als dass F�lle, in denen der Hehler dem Vort�ter behilflich war,
mitumfasst werden sollten.74 Daraus l�sst sich jedoch nicht der
Wille ableiten, den Versuch der zur T�terschaft aufgewerteten
Beihilfe zu bestrafen.

Die teleologische Auslegung

Schließlich ist auch der Normzweck zu ber�cksichtigen. Durch
die Tatvariante der Absatzhilfe sollte die Beihilfe zum Absetzen
des Vort�ters erfasst werden. Die Norm soll also eine auf Grund
der Privilegierung des Vort�ters entstehende Strafbarkeitsl�cke
schließen. Zweck der Norm ist es demnach, eine Strafbarkeits-
l�cke bis zur durch § 27 StGB markierten Grenze zu schließen.
Eine Ausdehnung �ber die von § 27 StGB markierte Grenze war
nicht beabsichtigt.75 Somit liegt der Zweck der Norm vor allem
nicht in der systemwidrigen Bestrafung versuchter Beihilfehand-
lungen. Daher wird die Versuchsstrafbarkeit der Absatzhilfe vom
Normzweck auch nicht erfasst.

Fazit

Diese Erw�gungen zeigen, dass der Gesetzeswortlaut des § 259
III StGB Hilfspersonen benachteiligt und somit �ber den Ge-
setzeszweck hinausschießt. Den zuvor genannten Ansichten ist
mithin nicht zu folgen. Es bedarf vielmehr einer teleologischen
Reduktion,76 um durch eine Besserstellung des T�ters nicht in
Konflikt zu Art 103 II GG zu geraten.

Aus den genannten Gr�nden werden in der Lit zwei verschie-
dene L�sungsans�tze vorgeschlagen, § 259 III StGB teleologisch
zu reduzieren:

1. Einer Ansicht liegt hierbei die �berzeugung zu Grunde, dass
es bei der zur T�terschaft aufgewerteten Beihilfe in Form der Ab-
satzhilfe an einer Haupttat fehlt, zu welcher die Beihilfe akzes-
sorisch sein kann.77 Die Akzessoriet�t zu einer rechtswidrigen
Haupttat ist jedoch elementarer Bestandteil der Beihilfe iSd § 27
StGB. Nach dieser Meinung ist daher auf den Absatzbeginn des

Vort�ters abzustellen78 und es ist in einer Hilfskonstruktion eine
straflose Hehlerei des Vort�ters hinzuzudenken und der Versuch
der Absatzhilfe an diese hypothetische Vortat zu binden.79 So
soll ein Bruch mit der Dogmatik des Allgemeinen Teils verhindert
werden: Der Versuch der Absatzhilfe m�sse quasi-akzesszorisch
an den Versuch oder die Vollendung der tatbestandslosen
Haupttat des Vort�ters gebunden werden, so dass die versuchte
Absatzhilfe stets den Absatzversuch des Vort�ters voraussetze.80

§ 259 III StGB wird insoweit reduziert, dass er nur im Falle der
F�rderung des Absatzversuchs des Vort�ters anzuwenden ist.

2. Nach der anderen Auffassung soll auch auf den Absatzbeginn
des Vort�ters abgestellt werden; jedoch soll der Anwendungs-
bereich der Absatzhilfe streng durch die Regelung des § 27 StGB
begrenzt werden.81 Gem § 27 StGB liegt schon vollendete Bei-
hilfe vor, wenn eine versuchte Haupttat gef�rdert wird.82 �ber-
tr�gt man dies auf die Absatzhilfe, so liegt sowohl im Falle einer
F�rderung einer versuchten als auch einer vollendeten Haupttat
stets vollendete Absatzhilfe vor. Damit bleibt im Falle der Absatz-
hilfe f�r § 259 III StGB kein Raum. Die Versuchsstrafbarkeit ist
nach dieser Ansicht teleologisch auf Null zu reduzieren.

Nach beiden Ansichten scheidet eine Strafbarkeit des Ab-
satzhelfers jedoch aus, sofern der Vort�ter keinen Absatzversuch
unternimmt.83 Als eine Haupttat kommt f�r den vorliegenden Fall
nur eine (tatbestandslose) Hehlerei des Vort�ters V in Betracht.
V hatte im hier zu entscheidenden Fall noch keinen Tatplan und
konnte somit auch nicht zu einem Versuch ansetzen. Konse-
quenz: Eine Strafbarkeit des B wegen versuchter Absatzhilfe
scheitert nach beiden Ansichten am fehlenden Absatzversuch
des V.

Ergebnis

B hat sich dadurch, dass er den H angerufen und ihm die Uhr
zum Kauf angeboten hat, nicht gem §§ 259 III, 22, 23 I StGB
wegen versuchter Hehlerei strafbar gemacht und bleibt damit im
Hinblick auf § 259 I StGB insg straffrei.

74 K�per (Fn 8) 633, 634, 635 mwN
75 Mitsch BT 2/1, 2. Aufl, S 651
76 Zippelius (Fn 37) S 70
77 K�per (Fn 8) 633, 637
78 Stree GA 1961, 33, 43, 44 zu § 259 StGB aF
79 Mitsch (Fn 74) S 651
80 K�per (Fn 3) S 11; Mitsch (Fn 74) S 651; K�per (Fn 8) 633, 637; SK-Samson, § 259,

Rn 44; zu § 259 aF bereits Stree (Fn 77) 33, 43, 44
81 Roth (Fn 32) 203, 206
82 Baumann/Weber/Mitsch AT, 10. Aufl, § 26 Rn 12
83 K�per (Fn 8) 633, 637; Roth (Fn 32) 203, 206
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n SACHVERHALT

Infolge revolution�rer Ereignisse und bewaffneter Konflikte entstanden in Asien auf dem Boden
des ehemaligen Kaiserreichs Disertistan zwei Teilstaaten, die seither eine getrennte politische und
�konomische Entwicklung durchliefen. Unzufrieden mit dem totalit�ren System und der d�rftigen
Versorgungslage flohen im Verlauf der Jahre Hunderttausende von Nord- (N) nach S�ddisertistan
(S). Die damit verbundene stetige Schw�chung seiner Volkswirtschaft wendete N letzten Endes
dadurch ab, dass es seine S�dgrenze radikal abriegelte und Reisen nach S nur in Ausnahmef�llen
genehmigte.

Als sich die innenpolitische Lage in N 30 Jahre sp�ter nochmals verschlechtert, versuchen
schließlich einige Dutzend Norddisertistaner, die gerade in der Hauptstadt des mit N verb�ndeten
Nachbarstaats Bohemia (B) Urlaub machen, auf einem ungew�hnlichen Wege in den S�den zu
gelangen: Sie »besetzen« die s�ddisertistanische Botschaft und bitten den Missionschef, gemein-
sam mit seiner Regierung auf ihre Einreise nach S hinzuarbeiten. Dort sagt man ihnen Hilfe zu und
stellt den »Fl�chtlingen« auch ohne weiteres neue Personaldokumente aus. Nachdem dies be-
kannt wird, w�chst die Zahl der sich auf dem Botschaftsgel�nde Aufhaltenden t�glich. Bald sind
mehr als 3 000 Menschen, darunter viele Kinder, auf engstem Raum zusammengepfercht. Die
Zust�nde sind Besorgnis erregend und werden zusehends desolater.

N protestiert auf das Sch�rfste und verlangt, dass die Besetzer die Botschaft verlassen. Sie
sollen in ihre Heimatorte zur�ckkehren und von dort aus – in �bereinstimmung mit geltenden
Gesetzen – ihre Ausreise betreiben. Auf Grund des weltweiten Medieninteresses an dem »Bot-
schaftsdrama« sieht die Regierung von N sich schließlich gen�tigt, den Betroffenen regul�re
Ausreisegenehmigungen in ein Land ihrer Wahl binnen eines halben Jahres zuzusichern. Daraufhin
leert sich das Gel�nde allm�hlich. N’s Regierung jedoch r�gt einen Verstoß gegen das allgemeine
Interventionsverbot durch S. Auch seien wegen des Missbrauchs des Botschaftsgel�ndes durch die
»Asylgew�hrung« diplomatenrechtliche Prinzipien verletzt.

B, in dem ein �hnlich totalit�res System herrscht wie in N, teilt dessen Rechtsauffassung.
Damit sich derartiges nicht wiederholt, brechen beide ihre Beziehungen zu S ab und verweisen
dessen Botschaftspersonal des Landes. Außerdem kommen N und B �berein, gegen S Klage vor
dem Internationalen Gerichtshof zu erheben. N gibt unmittelbar zuvor noch schnell eine vor-
behaltlose Erkl�rung gem Art 36 II des IGH-Statuts ab, was S schon einige Jahre fr�her getan hat.
S, das sich auf Verhandlungen zur Sache keinesfalls einlassen m�chte, h�lt die Klagen f�r
unzul�ssig: Die quasi �berfallartige Unterwerfung N’s gen�ge nicht dem Sinn und Zweck von
Art 36. Und B habe sich, bereits vor dem Zweiten Weltkrieg, lediglich der Jurisdiktion des
V�lkerbundgerichtshofs unterworfen. Jedenfalls aber seien die Klagen unbegr�ndet. Eine Inter-
vention sei nicht schon immer dann gegeben, wenn sich ein Staat unliebsamer Beeinflussung
ausgesetzt sehe. Was das Geschehen in ihrer eigenen Botschaft betreffe, so sei das Vorgehen
des Missionschefs vom allgemeinen V�lkerrecht gedeckt und gehe andere L�nder im �brigen
nichts an.

Bearbeitervermerk:
Haben die Klagen Aussicht auf Erfolg? In der Ausarbeitung ist, ggf hilfsgutachtlich, auf alle auf-
geworfenen Rechtsfragen einzugehen.

N und S sind Gr�ndungsmitglieder der Vereinten Nationen, B ist ihnen 1955 beigetreten. Alle
beteiligten Staaten sind dar�ber hinaus Parteien des Wiener Diplomatenrechts�bereinkommens
(W�D) und haben den Internationalen Pakt �ber politische und b�rgerliche Rechte (IPb�rgR)
ratifiziert.

n L�SUNG

I. Zul�ssigkeit der Klagen

Die Klagen – jedenfalls hinsichtlich der Zul�ssigkeit k�nnen sie gemeinsam gepr�ft werden (Art 47
IGH-VerfO) – w�ren zul�ssig, wenn alle notwendigen Sachentscheidungsvoraussetzungen gegeben
sind.

1. Parteif�higkeit und Zugang zum Gerichtshof

Sowohl bei den Kl als auch beim Bekl handelt es sich um Staaten, so dass die Parteif�higkeit gem
Art 34 I IGHSt zu bejahen ist. Da sie zudem den Vereinten Nationen angeh�ren, z�hlen B, N und S
nach Maßgabe von Art 93 I SVN iVm Art 35 I IGHSt ipso facto zu den Vertragsparteien des Statuts,
denen der Zugang zum Gerichtshof offen steht.
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